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Kolumbien – der weite Weg zu 
Kriegsbeendigung und Frieden 
Sabine Kurtenbach
Kolumbiens Regierung und die Guerillagruppe FARC verhandeln seit 19. November 
2012 in Havanna über die Beendigung des letzten und ältesten Krieges Lateinamerikas. 
Analyse
In den vergangenen beiden Jahrzehnten wurden zahlreiche Kriege in Lateinamerika am 
Verhandlungstisch beendet. Guerillagruppen haben sich in Parteien transformiert, sitzen 
in Parlamenten und teilweise sogar in Regierungen. Die Erfahrungen in Zentralameri-
ka sowie früherer Initiativen in Kolumbien selbst zeigen aber auch, welche gewichtigen 
Stolpersteine es bei Friedensverhandlungen aus dem Weg zu räumen gilt. Dazu gehö-
ren Fragen des Procedere, der Bearbeitung zentraler Konfliktursachen und der Umgang 
mit der Kriegsgewalt.
  Entgegen den Forderungen nach möglichst breiter Beteiligung an Friedensverhand-
lungen haben in Lateinamerika eher Elitenpakte zur Unterzeichnung von Abkom-
men geführt.
  Kriegsbeendigung und institutionelle Reformen haben vielfach die politische Partizi-
pation zuvor ausgeschlossener Bevölkerungsgruppen ermöglicht, aber nur begrenzt 
zur Verringerung sozialer Ungleichheit beigetragen.
  Im Falle Kolumbiens stellen Regierung und FARC die Lage im ländlichen Raum an 
den Anfang der Verhandlungsagenda. Die ländliche Konfliktdynamik lässt sich aber 
nicht auf den traditionellen Gegensatz zwischen Großgrundbesitz und Kleinbauern 
reduzieren, sondern umfasst  auch Veränderungen der Landnutzung.
  Die Frage des Umgangs mit der Kriegsgewalt ist durch die Existenz des internati-
onalen Strafgerichtshofs wesentlich komplizierter geworden, weil damit traditio-
nelle „gentlemen‘s agreements“ (Demobilisierung gegen Amnestie) faktisch ausge-
schlossen sind.
  Ein Ende von Krieg schafft noch nicht automatisch Frieden, sondern kann auch 
zur Verlagerung der Gewalt aus dem politischen Raum führen. Nachhaltiger Frie-
den hängt vor allem vom Willen der beteiligten Eliten zu grundlegenden sozialen 
Reformen ab. 
Schlagwörter: Friedensprozesse, Kolumbien, institutionelle Reformen, ländliche Entwicklung, 
Zentralamerika
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Begrenzte oder umfassende Agenden für den 
Frieden?
Vor 25 Jahren legten die damaligen Präsidenten 
Zentralamerikas im sogenannten Esquipulas-Pro-
zess die Grundlage für die Beendigung der inter-
nen Kriege in der Region. Oscar Arias, damals Prä-
sident Costa Ricas, erhielt dafür im Dezember 1987 
den Friedensnobelpreis. In den folgenden zehn Jah-
ren wurden die Kriege in Nicaragua (1990), El Sal-
vador (1992) und Guatemala (1996) beendet. Auch 
Kolumbien hat mit Friedensverhandlungen Erfah-
rung. Im Jahr 1990 legten die Bewegung 19. April 
(M-19) und andere kleinere Gruppen die Waffen 
nieder. Friedensbemühungen mit der FARC-Gue-
rilla (Fuerzas Armadas Revolucionarias Colombi-
anas) scheiterten dagegen sowohl Mitte der 1980er 
Jahre als auch Ende der 1990er Jahre.
Acht Jahre lang waren Gespräche der kolumbia-
nischen Regierung mit den FARC undenkbar, weil 
die Regierung Uribe (2002-2010) auf einen militä-
rischen Sieg setzte und lediglich über Modalitäten 
der Waffenniederlegung reden wollte. Präsident 
Juan Manuel Santos (seit 2010) hat diese Politik 
als Verteidigungsminister zwar mitgetragen, nun 
aber einen deutlichen Schwenk vollzogen, der 
ihm von seinem Vorgänger und dessen Gefolgs-
leuten viel Kritik eingebracht hat. Um die Erfolgs-
aussichten der aktuellen Gespräche einzuschätzen, 
ist es hilfreich, drei miteinander verbundene Fra-
gen zu analysieren, die sich im Vorfeld aller Frie-
densverhandlungen stellen: Erstens der Fahrplan 
bzw. das Procedere, zweitens die teilnehmenden 
Akteure und schließlich drittens die inhaltliche 
Reichweite oder das Themenspektrum. Diese Ver-
einbarungen sind wichtig  –  und deshalb schwie-
rig –, weil sie bereits einige Entscheidungen vor-
wegnehmen, beispielsweise eine Festlegung, wer 
legitime Verhandlungspartner sind oder welche 
Konflikte als ursächlich für die Gewalt betrach-
tet werden. Schon deshalb ist die Einigung auf ein 
Procedere, wie dies in Kolumbien nach achtmona-
tiger Verhandlung Ende August 2012 erfolgte, ein 
erster wichtiger Erfolg.
Als Ziel der Gespräche wurde das Ende des 
Konflikts vereinbart. Das klingt zunächst banal, 
ist aber aus zwei Gründen bedeutend: Erstens hat 
die kolumbianische Regierung in den letzten Jah-
ren immer wieder betont, dass sie nur über die 
Modalitäten der Demilitarisierung der FARC reden 
werde. Zweitens haben die vergangenen Friedens-
prozesse dieses Ziel bisher nie explizit benannt, 
sondern zunächst andere Fragen wie die eines 
Waffenstillstands oder die Beteiligung der Zivil-
gesellschaft behandelt. Am Dialog nehmen Vertre-
ter der kolumbianischen Regierung und der FARC 
teil. Dies bedeutet, dass zumindest derzeit weder 
das Ejército de Liberación Nacional (ELN) – die 
zweite noch aktive Guerillagruppe – noch Vertre-
ter der Zivilgesellschaft mit am Tisch sitzen. Die 
Rolle externer Akteure wurde auf die Begleitung 
beschränkt, eine aktivere Beteiligung als Vermitt-
ler ist bisher nicht vorgesehen. 
Häufig wird die Forderung erhoben, dass Frie-
densprozesse möglichst inklusiv sein müssen, um 
erfolgreich zu sein. Die Erfahrungen in Zentral-
amerika und auch in Kolumbien widersprechen 
dem jedoch: Erfolgreicher waren diejenigen Pro-
zesse, an denen wenige Akteure beteiligt waren. In 
El Salvador und Guatemala beteiligten sich zwar 
alle Guerillagruppen an den Gesprächen mit der 
Regierung, allerdings hatten sie sich schon lange 
zuvor zusammengeschlossen, sodass sie – trotz 
nicht unwichtiger Unterschiede zwischen einzel-
nen Fraktionen – ein weit höheres Maß an Kohä-
sion aufwiesen, als dies in Kolumbien zwischen 
FARC und ELN der Fall ist. Zwar schlossen sich 
beide im Jahr 1987 in einem gemeinsamen Dach-
verband, der Coordinadora Guerillera Simón Boli-
var, zusammen, doch mit dem Scheitern der Frie-
densgespräche im Jahr 1992 wurde dieser wieder 
aufgelöst.
Auch die Beteiligung der Zivilgesellschaft wird 
zwar immer wieder gefordert, hat in Zentralame-
rika und auch in Kolumbien selbst bisher nicht 
unbedingt zum Erfolg beigetragen. In Nicaragua 
und El Salvador spielten die Kirchen, nicht aber 
andere zivilgesellschaftliche Organisationen eine 
wichtige Rolle bei den Verhandlungen. Und Gua-
temala gilt mit der „Versammlung der Zivilge-
sellschaft“ (Asamblea de la Sociedad Civil, ASC) 
zwar als Musterbeispiel inklusiver Friedenspro-
zesse; eine genauere Betrachtung zeigt aber, dass 
deren Rolle eher begrenzt war. Zum einen nah-
men die Verhandlungsparteien die Vorschläge 
der ASC lediglich zur Kenntnis, zum anderen 
gehören gerade die Abkommen, die auf Vorla-
gen der ASC beruhen, zum Beispiel zu den Rech-
ten der indigenen Völker, zu den Teilverträgen 
mit der schwächsten Umsetzung. Auch im kolum-
bianischen Friedensprozess nach 1998 gab es eine 
große Beteiligung zivilgesellschaftlicher Akteure. 
Die öffentlichen Anhörungen produzierten aber 
vor allem ein Medienspektakel, nicht aber Vor-
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schläge für eine Deeskalation der Gewalt oder für 
aktive Konfliktbearbeitung. 
Auch wenn es wichtig ist, zentrale Akteure – 
etwa Vertreter des Militärs – an den Gesprächen zu 
beteiligen, benötigen Friedensverhandlungen doch 
ein Mindestmaß an Vertraulichkeit zwischen den 
Beteiligten, damit Kompromissmöglichkeiten son-
diert werden können, ohne sofort öffentlich zer-
redet zu werden. Insofern ist das Modell erfolg-
reicher Verhandlungen eher exklusiv als inklusiv.
Inhaltlich sprechen Regierung und FARC – in 
dieser Reihenfolge –  über fünf Themen:
• Agrarentwicklung,
• politische Beteiligung,
• Modalitäten der Beendigung des Konflikts, 
• illegale Drogen,
• Entschädigung der Opfer.
Mögliche Teilvereinbarungen treten erst dann in 
Kraft, wenn das letzte Abkommen unterzeich-
net ist. Hier werden dann auch Mechanismen der 
Implementierung, Verifizierung und internationa-
len Begleitung festgelegt.
Während nach der militärischen Polarisierung 
der letzten Jahre in Kolumbien das Abkommen von 
Ende August an sich schon ein Erfolg ist, folgte der 
ersten Euphorie in der kolumbianischen Öffentlich-
keit bereits kurz nach der offiziellen Eröffnung der 
Gespräche am 18. Oktober 2012 im norwegischen 
Oslo eine gewisse Skepsis. Denn der Sprecher der 
FARC, Luciano Marín Arango alias Iván Márquez, 
betonte, dass die Guerilla nicht bereit sei, die Waf-
fen ohne strukturelle Veränderungen in Kolumbien 
abzugeben. Diese Forderung nach einem anderen 
Entwicklungsmodell wies der Verhandlungsführer 
der Regierung, Humberto de la Calle, umgehend 
zurück. In den folgenden vier Wochen forderten 
auch verschiedene Organisationen der Zivilge-
sellschaft sowie das ELN ihre Einbeziehung in die 
Gespräche. Die stärkste Opposition kommt von 
Expräsident Alvaro Uribe, der unermüdlich gegen 
die Gespräche mit „Terroristen“ twittert. Anhänger 
seiner Politik der „demokratischen Sicherheit“ pro-
phezeien in Zeitungskolumnen, dass dieser Pro-
zess scheitern muss (Rangel 2012).
Zum Auftakt der inhaltlichen Gespräche in 
Havanna gab es aber erst einmal ein positives 
Signal der FARC, die einen einseitigen Waffen-
stillstand bis 20. Januar 2013 verkündete. Entschei-
dend wird sein, ob die Gespräche bis dahin ein 
gewisses Momentum generieren, das Vertrauens-
bildung und Kompromisse ermöglicht.
Institutionelle Reformen als Mechanismus der 
Konfliktbearbeitung
Eine zweite Debatte zu Friedensverhandlungen 
bezieht sich auf die Frage, inwieweit ein Abkom-
men die Grundlage für die Bearbeitung der 
zugrunde liegenden gesellschaftlichen Konflikte 
darstellt. Auch die Probleme, die aus der Dyna-
mik der Gewalt selbst entstehen, können in Frie-
densabkommen wenigstens benannt werden wie 
die Frage der Repatriierung von Flüchtlingen. 
In Zentralamerika vereinbarten die Konflikt-
parteien Reformen zur Ausweitung der politischen 
Partizipation auch auf bis dahin ausgeschlos-
sene Gruppen. Die Guerillaorganisationen trans-
formierten sich – mit Ausnahme der nicaragua-
nischen Contra – zu politischen Parteien; ihre Ver-
treter zogen mit unterschiedlichem Erfolg in die 
Parlamente ein, teilweise erlangten sie auch Regie-
rungsbeteiligung. Kolumbien beschritt Anfang der 
1990er Jahre ähnliche Wege. Zwar verhandelten 
die M-19 und einige kleinere bewaffnete Gruppen 
lediglich über die Details ihrer Demobilisierung, 
im Jahr 1991 war sie aber maßgeblich an der Aus-
arbeitung der neuen Verfassung beteiligt. Diese hat 
den zivilen Handlungsraum für politische Akteure 
ebenso wie für zivilgesellschaftliche Organisati-
onen maßgeblich vergrößert, obwohl der Krieg mit 
der FARC andauerte. 
Diese Erfahrungen stehen beispielhaft für Stra-
tegien der Befriedung, bei denen dauerhafter Frie-
den nicht nur durch die Beendigung von Krie-
gen, sondern durch eine Demokratisierung der 
politischen Systeme und institutionelle Reformen 
geschaffen werden soll. Die Vereinten Nationen 
haben diese Ziele in der Agenda for Peace bereits 
im Jahr 1992 formuliert. Dreh- und Angelpunkt ist 
die Annahme, dass demokratische Regierungssys- 
teme gesellschaftliche Konflikte ohne den Einsatz 
von Gewalt lösen können. Ob diese Strategie in 
Nachkriegsgesellschaften funktioniert, muss vor 
dem Hintergrund der Erfahrungen in Lateiname-
rika, aber auch in anderen Weltregionen (Ansorg 
et al. 2012) zunehmend bezweifelt werden.
In Zentralamerika und Kolumbien wurde durch 
die Friedensabkommen und die folgenden insti-
tutionellen Reformen eine der zentralen Konflikt-
ursachen – die mangelnde demokratische Partizi-
pationsmöglichkeit – erfolgreich bearbeitet. Aller-
dings haben die hiermit verbundenen Reform-
prozesse, wenn auch ungewollt, neue Probleme 
geschaffen. Beispielhaft hierfür sind etwa Projekte 
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zur Dezentralisierung und die Reform des Sicher-
heitssektors. Die Dezentralisierung der staatlichen 
Verwaltung und der Finanzen hat in Zentralame-
rika – und in noch stärkerem Maße in Kolumbien – 
zentrifugale Kräfte freigesetzt, die den Zentralstaat 
geschwächt haben. In Guatemala und El Salvador 
entstand außerdem durch den Abbau der repres-
siven Militärapparate ein Machtvakuum, das die 
neuen Polizeikräfte nicht füllen konnten, was die 
Ausbreitung illegaler und schattenökonomischer 
Netzwerke erleichtert hat. 
Ein Mindestmaß an staatlichen Kapazitäten 
und deren rechtsstaatliche Kontrolle ist sowohl für 
Demokratisierungs- als auch für Friedensprozesse 
wichtig, weil nur so eingegangene Verpflichtungen 
oder vereinbarte Verfahrensweisen auch umgesetzt 
werden können. Sowohl Kriegsbeendigung als 
auch politische Öffnung aber haben Machtverschie-
bungen zur Folge, produzieren Gewinner und Ver-
lierer und führen zu einer Vielzahl von Konflikten 
weit über die ehemaligen Kriegsparteien hinaus. 
Wie wichtig staatliche Kapazitäten zur Gewalt-
kontrolle und Sanktionierung von Gewalt im 
Umfeld von Friedensverhandlungen sind, haben 
in Kolumbien ausgerechnet die FARC nach 1985 
erfahren. Im Friedensprozess mit der Regierung 
Betancur (1982-1986) gründeten demobilisierte 
FARC-Guerilleros die politische Partei Unión Patri-
ótica (UP) und beteiligten sich relativ erfolgreich 
an den Kommunalwahlen. In kurzer Zeit wurden 
über 3.000 Repräsentanten und Mitglieder der UP 
von paramilitärischen Gruppen ermordet. Auch 
den Führer der M-19, Carlos Pizarro, erschossen 
Auftragskiller im Jahr 1990 im Wahlkampf.
Auch wenn in Zentralamerika heute vergleich-
bare systematische politische Morde nicht an der 
Tagesordnung sind, so haben viele Gewaltakte, die 
gemeinhin der organisierten und weniger organi-
sierten Kriminalität zugeschrieben werden, poli-
tische Ursachen und Wirkungen. Die Ermordung 
von Menschenrechtsverteidigern und Vertretern 
einer demokratischen Öffentlichkeit schürt nicht 
nur ein Klima der Angst, sondern untergräbt auch 
die ohnehin fragilen demokratischen Prozesse. 
Während Jugendliche dann in Medien und Poli-
tik zum Sicherheitsproblem stilisiert werden, spielt 
die politische Verantwortlichkeit von Regierungen, 
Eliten, Parteien und Teilen der Zivilgesellschaft am 
Status quo kaum eine Rolle (Argueta et al. 2011).
Aber auch wenn die Öffnung der politischen 
Systeme als Teil der Befriedung sowohl in Zen-
tralamerika als auch in Kolumbien sicher erfolg-
reich war, hat sie bisher wenig dazu beigetragen, 
die zweite historische Konfliktursache – die sozi-
ale Ungleichheit – zu verringern. Die Friedens-
prozesse haben dieses Thema in der Regel ausge-
spart. Die soziale und ökonomische Ungleichheit 
sollte über die Demokratisierung der politischen 
Systeme bearbeitet werden. Nirgendwo haben die 
auf den Weg gebrachten institutionellen Reformen 
die sozialen Probleme direkt adressiert. Im Gegen-
teil: In El Salvador und Guatemala war die Bei-
behaltung des exportorientierten Wirtschaftsmo-
dells eine wesentliche Voraussetzung dafür, dass 
sich die traditionellen wie die im Krieg neu dazu-
gekommenen Eliten auf die politischen Verände-
rungen eingelassen haben.
In Zentralamerika bleibt die Frage des Zugangs 
zu Land und der Kontrolle der dortigen Ressour-
cen eines der ungelösten Probleme, das die Migra-
tion in die Städte und über die Landesgrenzen 
hinaus dynamisiert.1 In diesem Umfeld gedeihen 
Drogenanbau und Drogenhandel sowie andere 
Formen der kriminellen Ökonomie (von Schmug-
gel bis Menschenhandel): Hier entsteht außerdem 
ein großes Rekrutierungspotenzial junger Männer 
für bewaffnete Gruppen. Vor diesem Hintergrund 
ist es beachtlich und ein positives Signal, dass die 
kolumbianischen Konfliktparteien die Frage der 
ländlichen Entwicklung als ersten Punkt auf die 
Tagesordnung der Verhandlungen gesetzt haben.
Ländliche Entwicklung – Schlüssel zum Erfolg?
Der Konflikt um Land hat die Gewaltdynamik in 
Kolumbien in der vergangenen Dekade geprägt, 
auch wenn das Thema politisch und medial über-
wiegend auf die Frage der Drogenökonomie redu-
ziert wurde. Das Problem geht weit über den 
Gegensatz zwischen Großgrundbesitz und klein-
bäuerlicher Wirtschaft hinaus, der die Debatten in 
den 1960er Jahren prägte und auch am Beginn des 
bewaffneten Kampfes der FARC stand.
Über 40 Jahre Gewalt haben die ländlichen 
Regionen Kolumbiens verändert. Der Vormarsch 
des Kokaanbaus in den Grenzregionen hat allen 
bewaffneten Akteuren finanzielle Ressourcen 
beschert, ohne die sie ihren Kampf nicht hätten 
1 Hierauf haben die regionalen Berichte zur Entwicklung in 
Zentralamerika immer wieder hingewiesen (siehe Estado de 
la Región 2011). Im Jahr 2010 haben die zentralamerikanischen 
Präsidenten allerdings eine Strategie zur ländlichen Entwick-
lung verabschiedet, die die anhaltende Kluft zwischen länd-
lichen und städtischen Lebensräumen verringern soll.
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fortführen können. Daneben ist die Kontrolle länd-
licher Regionen auch für die Ausbeutung natür-
licher Ressourcen (v.a. Öl, Kohle, Gold) und agro-
industrielle Großprojekte wie die großflächigen 
Palmölplantagen wichtig. In diesem Umfeld hat 
die gewaltsame Vertreibung der Zivilbevölkerung 
in den letzten Jahren massiv zugenommen. Nach 
Darfur (Sudan) weist Kolumbien heute weltweit 
die höchste Zahl an intern vertriebenen Menschen 
auf (3,6 bis 5,2 Millionen; PNUD 2011: 283). Die Ver-
treibung war vor allem für die paramilitärischen 
Gruppen eine zentrale Strategie, weil sie die öko-
nomische Basis für Allianzen mit lokalen Politikern 
und Unternehmern darstellte. Beide Seiten profi-
tierten: Die Paramilitärs konnten ihr gewaltsam 
angeeignetes Vermögen legalisieren, lokale Eliten 
wurden am Gewinn beteiligt und konnten ihren 
Einfluss vergrößern (Grajales 2011: 774). Außerdem 
entledigten sich die lokalen und regionalen Eliten 
mithilfe der Paramilitärs der Bedrohung durch 
bewaffnete Gruppen wie die FARC, deren politi-
schen Ziele eine grundlegende Veränderung des 
Gesellschaftsmodells vorsehen und nicht nur eine 
Beteiligung am Status quo.2 
Im Jahr 2002 zog Alvaro Uribe als Repräsen-
tant der regionalen und lokalen Eliten in den Prä-
sidentenpalast ein. Obwohl sein Nachfolger, der 
heutige Präsident Santos (seit 2010), als Uribes Ver-
teidigungsminister dessen militärische Strategie 
der Kriegsbeendigung maßgeblich mitgestaltete, 
setzte er sich in der Landfrage von seinem Vorgän-
ger ab. Bereits kurz nach seiner Amtsübernahme 
kündigte er am 2. September 2010 eine Landre-
form an und im November 2010 legte er einen 
nationalen Entwicklungsplan zur Verringerung 
der sozialen Ungleichheit vor (Prosperidad para 
Todos). Im Jahr 2011 brachte die Regierung dann 
ein Gesetz zur Entschädigung der Opfer von Krieg 
und Vertreibung ins Parlament ein, in dessen Rah-
men auch Land zurückgegeben werden soll. Damit 
erkennt die Regierung die Landfrage als eine zen-
trale strukturelle Ursache der lang anhaltenden 
Gewalt an, ohne allerdings den Grundkonflikt zwi-
schen kleinbäuerlichen und agroindustriellen For-
men der Landnutzung zu lösen. Dennoch ist damit 
eine wichtige Grundlage für die Gespräche mit den 
FARC gelegt.
2 Die Aufarbeitung dieser Allianzen ist zentraler Teil des soge-
nannten „Para-Politik“-Skandals. In den vergangenen fünf 
Jahren wurden 200 Abgeordnete und über 500 Funktionäre der 
öffentlichen Verwaltung wegen Verbindungen zu den Parami-
litärs angeklagt (Semana 2012).
Die FARC dagegen haben bisher keine neue 
Verhandlungsposition zur ländlichen Entwick-
lung formuliert, sondern bei der Pressekonferenz 
zum Auftakt der Verhandlungen in Oslo Mitte 
Oktober 2012 altbekannte Forderungen erhoben. 
Darin geht es zum einen um die Enteignung von 
Großgrundbesitz, zum anderen um die Kritik am 
exportorientierten extraktiven Entwicklungsmo-
dell überhaupt. Die wachsende internationale 
Nachfrage nach Rohstoffen hat Kolumbiens Öko-
nomie grundlegend verändert. Nicht mehr Kaffee, 
sondern Öl und Kohle sind heute die wichtigsten 
Exportgüter. Wie in anderen Ländern Lateiname-
rikas sind hiermit zahlreiche Konflikte zwischen 
lokalen Gemeinschaften und den Unternehmen 
verbunden, in denen es um Mitsprache, Umwelt-
standards und die Verteilung der Gewinne geht. 
Kompromisse beim Thema ländliche Entwick-
lung sind zwar schwierig, vielleicht aber möglich, 
wenn angesichts der regionalen Vielfalt Kolumbi-
ens lokal und regional angepasste Reformen für 
eine Verbesserung der Lebensperspektiven auf 
dem Land gesucht werden. Die Erfahrungen in 
den von Weltbank, EU und kolumbianischer Regie-
rung geförderten „Friedenslaboratorien“ könnten 
hier ein wichtiger Baustein sein. Hier werden lokal 
angepasste und partizipatorische Wege der Res-
sourcennutzung und der regionalen Entwicklung 
gesucht. Aber auch wenn es hier Erfolge gibt, bleibt 
neben Fragen der Demilitarisierung und Demobi-
lisierung noch die Frage des Umgangs mit Opfern 
und Tätern.
Opfer, Täter und Straflosigkeit
Die Frage, wie eine Gesellschaft nach Kriegsende 
mit Opfern und Tätern umgeht, ist spätestens seit 
der Einrichtung des Internationalen Strafgerichts-
hofs im Jahr 2002 keine rein nationale Angelegen-
heit mehr. In den Unterzeichnerstaaten – zu denen 
auch Kolumbien zählt – kann der Strafgerichts-
hof seither Verfahren wegen Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen einlei-
ten, wenn die nationale Justiz nicht willens oder 
nicht fähig ist, dies zu tun. Unter normativen und 
menschenrechtlichen Gesichtspunkten ist es eine 
begrüßenswerte Entwicklung. Allerdings kann 
dies Friedensverhandlungen gefährden oder zum 
Scheitern verurteilen, weil Anführer von bewaff-
neten Gruppen kaum an den Verhandlungstisch 
kommen, wenn ihnen lange Prozesse und Gefäng-
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die Rede (Barrera und Quiroga 2012: 18). Andau-
ernde Gewalt kann hier das ohnehin prekäre Ver-
trauen in den guten Willen der Regierung Santos 
sowie den Friedensprozess insgesamt schnell zer-
stören.
Aber auch andere Formen der Entschädigung 
sind kompliziert, wie das Beispiel Guatemala zeigt. 
Die Frage der Wiedergutmachung wurde hier 
sehr schnell auf den monetären Aspekt reduziert. 
Abgesehen davon, dass ein Menschenleben nicht 
mit einer einmaligen Geldzahlung aufzuwiegen 
ist, sind andere nicht monetäre Formen der Ent-
schädigung oder Anerkennung des Leids vielfach 
wichtiger. Angehörige von Verschwundenen oder 
Ermordeten brauchen beispielsweise Gedenkstät-
ten, an denen sie die Toten ehren können, oder aber 
ein Dokument, das feststellt, der Mann, Sohn oder 
die Tochter sei kein Mitglied bewaffneter Gruppen 
gewesen, sondern Opfer von Militär oder parami-
litärischen Todesschwadronen.
Hier ist bei den Gesprächen nicht nur Finger-
spitzengefühl gefragt, sondern auch ein großes 
Maß an Flexibilität, damit die Aufarbeitung der 
Kriegsgewalt nicht für alle Zukunft ausgeschlos-
sen wird. Das Beispiel Spanien zeigt, wie politisch 
dieses Thema auch 75 Jahre nach Kriegsende und 
nach fast 40 Jahren erfolgreicher Demokratisierung 
bleiben kann. Es sind nicht die Mütter, Frauen und 
Schwestern, sondern die Enkelinnen und Enkel 
der Opfer des Bürgerkriegs, die heute die Aufklä-
rung der Gewaltakte fordern, die im Jahr 1977 per 
Amnestieabkommen von Strafverfolgung ausge-
nommen wurden.
Frieden für Kolumbien – mehr als die 
Abwesenheit von Krieg
Gerade der Blick auf die Erfahrungen anderer Län-
der zeigt, dass es noch zahlreiche Stolpersteine und 
Probleme auf dem Weg zur Kriegsbeendigung in 
Kolumbien gibt. Zum Auftakt der inhaltlichen 
Gespräche haben die FARC am 19. November 2012 
einen zweimonatigen einseitigen Waffenstillstand 
verkündet. Dies könnte ein Zeichen des guten 
Willens sein und denjenigen den Wind aus den 
Segeln nehmen, die die Friedensbemühungen als 
zum Scheitern verurteilt sehen. Allerdings könnte 
es auch der Versuch sein, in der Öffentlichkeit zu 
punkten und die Regierung unter Zugzwang zu 
setzen. Präsident Santos hat stets betont, dass der 
militärische Kampf bis zur Unterzeichnung des 
nisstrafen drohen. Im Fall Kolumbien trifft dies auf 
eine Tradition der „gentlemen‘s agreements“ zu, 
die zahlreiche Kriege des 19. und 20. Jahrhunderts 
mit einer Amnestie für die militärisch unterlegene 
Partei beendeten. Auch gegenüber den demobili-
sierten Guerilleros der M-19 hatte im Jahr 1990 eine 
Amnestieregelung gegriffen. 
Derzeit mobilisieren nationale und internatio-
nale Menschenrechtsorganisationen gegen mög-
liche Amnestieregelungen nicht nur für Mitglie-
der der FARC, sondern auch der staatlichen Streit-
kräfte. Bei Letzteren hat sich die Regierung auf den 
Standpunkt gestellt, sie hätten auf Befehl gehan-
delt. Allerdings werden auch Angehörigen des 
Militärs schwere Menschenrechtsverletzungen vor-
geworfen. Ein Beispiel sind die sogenannten „fal-
sos positivos“: Junge Männer wurden von Armee-
angehörigen erschossen und in Uniformen der 
Guerilla gesteckt, um die Erfolgsbilanz der Streit-
kräfte gegen die Guerilla zu „verbessern“. Brisant 
ist das Thema Amnestie auch aus einem anderen 
Grund. Im Gefängnis sitzende Chefs der Parami-
litärs haben bereits angekündigt, dass sie im Falle 
von Amnestien für FARC-Befehlshaber die gleiche 
Behandlung einfordern werden. Damit würde die 
ohnehin rudimentäre Strafverfolgung paramilitä-
rischer Verbrechen infrage gestellt.
Letztlich spiegeln Aufarbeitung, Strafverfol-
gung und Wiedergutmachung politische und mili-
tärische Machtverhältnisse der jeweiligen Gesell-
schaft wider. Auch aus diesem Grund konnte in 
Zentralamerika die Gewalt zwar dokumentiert, 
aber nicht strafrechtlich verfolgt werden. In Kolum-
bien sind die Machtverhältnisse um ein Vielfaches 
komplizierter, gibt es auch aufgrund der langen 
Dauer der Gewalt und der Vielzahl der beteiligten 
zivilen und bewaffneten Akteure eine große Grau-
zone, in der schwer zu bestimmen ist, wer für wel-
che Verbrechen verantwortlich ist. 
Mindestens ebenso kompliziert ist die Frage, ob 
– und wenn ja, in welcher Form – die Opfer ent-
schädigt werden. Bei der Rückgabe von Land stellt 
sich vor allem die Frage, ob die kolumbianische 
Regierung in der Lage ist, das Gesetz umzuset-
zen. Zentral ist hier der Schutz derjenigen, die eine 
Rückgabe und Entschädigung bekommen. In den 
Jahren 2010 und 2011 sind bereits 19 Repräsentan-
ten der Opfer ermordet worden. In den von Para-
militärs dominierten Regionen haben sich offenbar 
bewaffnete Gruppen gebildet, die explizit das Ziel 
verfolgen, die Entschädigung zu verhindern; von 
„Antirückgabearmeen“ (ejércitos antirestitución) ist 
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letzten Abkommens weitergehe. Dies ist in großen 
Teilen der politischen Kräfte, die Santos stützen, 
schon deshalb Konsens, weil die Gesprächsgegner 
Präsident Santos vorwerfen, mit dem Dialog die 
„demokratische Sicherheit“ – politischer Kern der 
Amtszeit Uribes – zu untergraben. 
In El Salvador und Guatemala lagen in etwa 
zwei Jahre zwischen den Vereinbarungen über das 
Procedere der Verhandlungen und der Unterzeich-
nung der abschließenden Friedensverträge. So viel 
Zeit hat Kolumbien aufgrund des Wahlkalenders 
nicht. Präsident Santos wird spätestens in einem 
Jahr entscheiden müssen, ob er sich im Jahr 2014 
zur Wiederwahl stellt. Bis dahin muss deutlich 
sein, ob die Gespräche eine Chance haben. Aktu-
elle Umfragen zeigen wie fragil die ursprüngliche 
Zustimmung der Bevölkerung zu den Gesprächen 
ist.
Sollten kolumbianische Regierung und FARC 
einen Friedensvertrag unterzeichnen, so ist dies 
zwar wichtig für die Kriegsbeendigung, aber nur 
ein erster Schritt auf dem Weg zum Frieden. Denn 
Friedenskonsolidierung oder nachhaltiger Frie-
den bedeutet mehr als die Abwesenheit von Krieg. 
Reformen dürfen sich nicht – wie in Zentralame-
rika weitgehend geschehen – auf institutionelle 
Veränderungen beschränken. Programme der sozi-
alen Integration und der rechtsstaatlichen Sanktio-
nierung auch der anderen Formen der organisier-
ten wie nicht organisierten Gewalt sind hierfür not-
wendig. Dies geht nicht von heute auf morgen, aber 
auch nicht allein durch die Ausweitung politischer 
Partizipation oder die Transformation von bewaff-
neten Akteuren in politische Parteien. Notwendig 
sind der politische Wille aller Beteiligten ebenso 
wie ein Entwicklungsmodell, das die extreme sozi-
ale Ungleichheit zumindest verringert und jungen 
Menschen Alternativen jenseits der illegalen und 
kriminellen Ökonomie bietet. Dafür gibt es zwar 
keinen Masterplan, aber zumindest auf der loka-
len Ebene in Kolumbien – teilweise auch in Zentral-
amerika – durchaus positive Erfahrungen.
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